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VERBANDSCHRONIK
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VERBANDSCHRONIK
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HANS HIRTER

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Verbande

Die far einen Beitritt der Schweiz zur EU kampfenden Organisationen ,Neue
Europdische Bewegung" (NEBS; rund 7000 Mitglieder) und .Bewegung Renaissance
Suisse Europe" (300 Mitglieder), welche am 4. Méarz in der Volksabstimmung Uber die
Initiative ,Ja zu Europa" eine schwere Niederlage erlitten hatten (23% Ja-Stimmen),
beschlossen in der Folge eine Fusion. '

Die Schweizerische Gesellschaft fiir Umweltschutz taufte sich in ,equiterre™ um. ?

Jahresriickblick 2020: Verbande

Verschiedene Branchenverbande beflirchteten aufgrund der zur Eindammung des
Coronavirus verhangten Massnahmen drastische Folgen fir die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie wahrend des Lockdowns und danach
bessere Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen fir ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbande Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedererdffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend bendtigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhéngten Einreisesperren umgehen kdénnen.
Unterstutzt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbande erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezélle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.

Auch eine Forderung der Unia bezlglich des Lockdowns sorgte flur Aufsehen. Weil
gemass der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe wéhrend des
Lockdowns nicht ausreichend geschutzt waren - ein Banker kénne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau mussten weiterhin ungeschitzt ihren beruflichen
Tatigkeiten nachgehen -, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme fur Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hatte, teils scharfen Vorwlrfen stellen.

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende Mérz nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zuriick und wurde von Martin Rufer abgel6st.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Prasidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Grlindung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. lhre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen
Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Mader per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Prasidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwdlf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Prasident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Président des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestétigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewahlt. Gemass NZZ ware die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis wilnschenswert
gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hatte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbéande nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.

Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbande - vertreten durch den
SGV und Economiesuisse - als auch die Arbeitnehmerverbande - vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
Unia, Syna und VPOD - lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
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Gegenargument war die Beflirchtung einer Kindigung des
Personenfreizlgigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womoglich zur Folge gehabt hatte.

Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbande Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, Uber die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden konnen, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbénde, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, wirde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit fihren und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten wirde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbanden Unterstutzung.
Eine noch gréssere Anzahl an Verbanden und insbesondere NGOs stand hingegen fur
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft fur
bedrohte Volker gehorten zu den Tragerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstitzung zu.

Auch historische Jubilden konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation flr lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jahriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
Uberbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbéande>
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen hochsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am stéarksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbédnde sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbande.
Ebenfalls 6fters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbande,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die Ubrigen
Arbeitgeberverbande. °

Jahresriickblick 2021: Verbande

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekampfung gepragt. So
versuchten die Dachverbénde der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbande wiederholt mit Positionsbezligen auf die Pandemiepolitik
der Behoérden Einfluss zu nehmen. Wahrend in der Unterstltzung fur Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbanden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensatze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Offentlichkeit GastroSuisse mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, der sich im
Frihjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenrdume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants dusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbadnde beflrworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darlber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grossere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.

Auch die Gewerkschafts-Dachverbdande SGB und Travail.Suisse unterstitzten die
beiden Covid-Vorlagen. Dartber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstlitzungsgelder flr betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise fiihre, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen Uber Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zéhlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
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Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fursorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhéltnisméassiges Vorgehen des Staats gehorten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der 6ffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zahlten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits tber 12'000 Mitglieder zéhlten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Fahigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jungere Generation gerichtete
Gruppierung «Mass-volll», das «Aktionsbindnis Urkantone fur eine verninftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen Uber Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhéngig von der Pandemie machten Verbande und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Présidentin prasentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grlnen eine Volksinitiative flur eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankundigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der betrachtliche Umfang ihres Vermogens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch Ubergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner flr ihre quasistaatlichen
Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsvertrage.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbande bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine starkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren - etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 - betrachtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbande bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mlhe oder gar nicht hatten durchsetzen
konnen. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen Uber das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbande engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskampfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angefuhrten Kampagne, die zu einer aussergewdhnlich starken Mobilisierung der
landlichen Bevdlkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich fur eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstitzt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehodrten Verbande des Autogewerbes und der Erddlindustrie, der
Hauseigentimerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist  umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf dhnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwéhnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im Marz angekindigten Volksinitiative fir «gerechte Entschadigungen» in
kiinftigen Pandemiefallen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und fur die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbiande an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
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HANS HIRTER
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dhnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbénde zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermégen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbande» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung - unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen - in der Presse von sich reden machten. *

Industrie, Handel und Unternehmer

Auch wenn sich der Vorort fir den Rebbaubeschluss ausgesprochen hatte, liessen
seine im April publizierten Thesen zur Agrarpolitik erkennen, dass er in Zukunft eine
Fortsetzung der protektionistischen Landwirtschaftspolitik kaum mehr unterstiitzen
wird. Neben einem forcierten Strukturwandel bei den Talbetrieben forderte er den
vermehrten Einsatz von produktionsunabhangigen Direktzahlungen, wobei vor allem
Leistungen zugunsten des Landschafts- und Umweltschutzes honoriert werden sollten.
Aussenhandelspolitisch  ist es fiur den Vorort entscheidend, dass die
Abwehrmassnahmen gegen Agrarimporte die Exportinteressen der tbrigen Wirtschaft
nicht gefahrden. Eine weitere Erhdhung des Selbstversorgungsgrades lehnt er deshalb
ab.®

Der Vorort betonte in seinen Stellungnahmen weiterhin die Bedeutung einer
marktwirtschaftlichen Erneuerung und einer Verbesserung der Rahmenbedingungen
fir die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Dabei kritisierte er den Bundesrat
und das Parlament, dass diese das nach der negativ verlaufenen EWR-Abstimmung
versprochene rasche Reformtempo nicht einhalten wirden. Immerhin begrisste der
Vorort - mit einigen Vorbehalten- die von der Regierung vorgelegte
Kartellgesetzrevision und vor allem das Binnenmarktgesetz.

Von besonderer Bedeutung war fir den Vorort der Abschluss des neuen WTO-
Abkommens; er setzte sich mit Nachdruck fur einen Beitritt der Schweiz ein. Die dem
Vorort nahestehende Wirtschaftsférderung flihrte im zweiten Halbjahr eine breit
angelegte Informations- und Werbekampagne fir das neue GATT-Abkommen durch.

In der schweizerischen Europapolitik bezeichnete der Vorort die bilateralen
Verhandlungen als zur Zeit einzig realistischen Weg.

In der Sozialpolitik sah der Vorort die Zeit gekommen fir einen Marschhalt; ein weiterer
Ausbau wirde die Wirtschaft derart belasten, dass davon auch die Finanzierung des
bestehenden sozialen Netzes in Mitleidenschaft gezogen wirde.

In seinem Jahresbericht 1993 sprach sich der Vorort ferner fUr marktwirtschaftliche
Instrumente im Umweltschutz aus. Dabei beflrwortete er auch die geplanten
Lenkungsabgaben auf CO2- und VOC-Emissionen, allerdings unter der Voraussetzung,
dass diese europaisch koordiniert eingefiihrt werden. Da diese Voraussetzung nicht
erflllt war, lehnte er den vom Bundesrat im Marz in die Vernehmlassung gegebenen
Vorschlag fiir eine CO2-Abgabe ab. Eine durchgingige Okologisierung des
Steuersystems, wie es etwa von der Grinen Partei gefordert wird, lehnte er kategorisch
ab.*

Der Vorort feierte im Berichtsjahr seinen 125. Geburtstag. Dieser Anlass wurde vom
Prasidenten Andreas Leuenberger lediglich flr einen allgemeinen Tour d'horizon - mit
Betonung auf der Notwendigkeit einer Verbesserung des Wirtschaftsstandorts Schweiz
im internationalen Wettbewerb - und nicht flir das Setzen von neuen Akzenten genutzt.
In der selben Tonlage waren auch die Ausfihrungen Leuenbergers zur Europapolitik der
Schweiz gehalten. Er stellte sich voll hinter die bilateralen Verhandlungen des
Bundesrats und sprach sich dagegen aus, bereits jetzt zur Frage eines Beitritts der
Schweiz zur EU Position zu beziehen.

Durch den Ruicktritt seines Direktors Heinz Allenspach (fdp, ZH) aus dem Nationalrat
verlor der Arbeitgeberverband seine direkte Verbindung zum Parlament. Immerhin
schafften mit Erich Muller (fdp, ZH) und Johannes Randegger (fdp, BS) zwei Manager
von internationalen Grosskonzernen den Einzug in den Nationalrat. ’
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Der Vorort engagierte sich weiterhin fir ein bilaterales Abkommen der Schweiz mit der
EU. Bereits 1995 hatte er eine Inseratekampagne anlaufen lassen, welche die Blrger
davon Uberzeugen soll, im Fall eines Referendums ein Ja zum Verhandlungsergebnis in
die Urne zu legen. Im Dezember forderte er an einer gemeinsamen Pressekonferenz mit
dem Arbeitgeber- und dem Gewerbeverband die Behérden zum raschen Abschluss der
Verhandlungen auf. Angesichts der grossen Bedeutung dieses Abkommens flr die
Volkswirtschaft sei es auch in Kauf zu nehmen, wenn in einzelnen Bereichen
(namentlich beim Dossier Landverkehr) zusétzliche Konzessionen gewahrt werden
mussen. Der Vorort lehnte konsequenterweise auch das von Gewerbekreisen gegen die
leistungsabhangige Schwerverkehrsabgabe lancierte Referendum ab, da ein Verzicht auf
diese Abgabe die Verhandlungen mit der EU gefahrden wirde. 8

Die Schweizerische Handelskammer wahlte am 30. Méarz Rudolf Ramsauer als
Nachfolger des altershalber zurlicktretenden Kurt Moser zum neuen Direktor
(Generalsekretar) des Vororts. Ramsauer hatte seine Karriere vor allem als
Handelsdiplomat gemacht und war zuletzt Vizedirektor des Bundesamtes fur
Aussenwirtschaft.

Der Vorort betonte mehrmals die grosse Bedeutung des Abschlusses eines bilateralen
Abkommens mit der EU fiir die schweizerische Wirtschaft und setzte in diesem
Zusammenhang auch seine Inseratekampagne zugunsten eines solchen Vertrags fort.
Konsequenterweise unterstitzte er denn auch tatkréaftig die namentlich vom
Gewerbeverband bekampfte Einflhrung einer leistungsabhangigen
Schwerverkehrsabgabe, welche der Vorort als wichtige Voraussetzung fir einen
erfolgreichen Abschluss der Vertragsverhandlungen mit der EU einschétzte. *

Noch bevor der Bundesrat in seinem Bericht zur Europapolitik der Schweiz den Beitritt
zur EU von einem strategischen Ziel zu einer Option, also einer Moglichkeit unter
anderen, zurlckstufte, meldete sich der Dachverband der schweizerischen Wirtschaft,
Economiesuisse, zu Wort. Er wandte sich kategorisch gegen einen EU-Beitritt und
erklarte die Fortfuhrung des eingeschlagenen bilateralen Wegs ,zur einzigen
realistischen Option™. Fur Economiesuisse wéare ein Beitritt angesichts der
Notwendigkeit einer Volksabstimmung politisch nicht zu realisieren. Zudem ware er
aber auch wegen des Souveranitatsverlustes, der hohen Kosten von jéhrlich rund 5 Mia
Fr. und den zunehmend protektionistischen Tendenzen in der EU gar nicht winschbar.
Damit die Schweiz den Weg der sektoriellen vertraglichen Vereinbarungen mit der EU
weiter verfolgen kénne, seien jedoch weitgehende  wirtschaftspolitische
Liberalisierungsschritte erforderlich, insbesondere in den Bereichen Post,
Telekommunikation und Landwirtschaft. ™

Die Frage, wie die Volksinitiative ,Gegen Masseneinwanderung™ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbande auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschéft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Hochstzahlen ablehne und sich stattdessen flr einen
~niederschwelligen™ Inlandervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war fur die Medien eine
Uberraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nahe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezlglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern .keine grosse Opposition™ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter daflr ausgesprochen hatten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte fur
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar beflrworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Moglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September fir einen
~Inldndervorrang light™ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Vertrégen
kompatibel war. Man sei ,erfreut™ Uber den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einflhren
kénnen solle - jedoch erfolglos, wie die endgultige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.

Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
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um Président Heinz Karrer und Direktorin Monika Rihl Fihrungsschwache vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschéaft - einem Kerndossier von Economiesuisse -
eine FuUhrungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resimierte etwa die NZZ. "

Im Dezember wurde vom Bundesrat ein erster Entwurf zum Rahmenvertrag mit der EU
veroffentlicht, worauf die Meinungen der Wirtschaftsverbande insbesondere
betreffend des Lohnschutzes auseinandergingen, wie etwa der «Blick» berichtete.
Wahrend SAV-Prasident Valentin Vogt und Hans Hess, Prasident von Swissmem, das
Abkommen verteidigten, da sie etwa den Lohnschutz auch im Zusammenhang mit den
flankierenden Massnahmen nicht als geféhrdet betrachteten, enervierten sich die
Gewerkschaften dartber, dass der Lohnschutz Teil der Verhandlungen geworden sei.
Der neue SGB-Préasident Pierre-Yves Maillard (sp, VD) etwa verlangte in einem Interview
mit der Aargauer Zeitung vom Bundesrat, sich an sein Versprechen zu halten, wonach
der Lohnschutz bei den Verhandlungen eine rote Linie sei, die nicht Uberschritten
werden durfe. Eine dhnliche Meinung vertrat auch Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) vom SGV,
denn der Lohnschutz, so Bigler geméass «Blick», sei unverhandelbar. Wirde der
Lohnschutz Teil des Abkommens, misste die Schweiz Richtlinien und Anderungen der
EU automatisch tbernehmen.

Spater berichtete die Sonntagszeitung dartber, dass sich der Disput unter den
Verbanden weiter zuspitzte, als Vogt ohne Absprache mit dem Gewerbeverband
signalisierte, «den Rahmenvertrag mit grossen Geschenken an die Gewerkschaften
retten» zu wollen. Ein Skandal sei dies fur Bigler, so die Sonntagszeitung, denn fur
diesen stehe fest, dass der Vertrag in dieser Form nicht unterschrieben werden durfe.
Spater zog Vogt seine Offensive zurlick, denn die Gewerkschaften sowie der
Gewerbeverband blieben ihrer Position treu.

Economiesuisse-Prasident Heinz Karrer schliesslich hatte bereits im Herbst in der NZZ
seine Uberzeugung bekannt gegeben, dass im Hinblick auf die Verhandlungen tber das
Rahmenabkommen mit der EU eine dynamische Ubernahme von EU-Gesetzgebungen
seitens der Schweiz moglich sei. Da ein Schiedsgericht jeweils die Verhéaltnismassigkeit
Uberprifen wirde, sodass die EU keine unverhéltnisméassigen Retorsionsmassnahmen
beschliessen kénnte, sehe er im Rahmenabkommen gar einen «grosseln] Vorteil fir die
Schweiz». Die Gesprachsverweigerung der Gewerkschaften halte er daher fur
«unschweizerisch», wie das St. Galler Tagblatt zitierte. "

Neben Economiesuisse sprachen sich auch mehrere weitere Wirtschaftsverbande zu
Jahresbeginn 2019 fur das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU aus,
wenngleich man noch einigen Klarungsbedarf und einiges Verbesserungspotenzial sah.
In der «Weltwoche» verkindete Monika Ruhl, Vorsitzende der Geschéftsleitung von
Economiesuisse, man beflrworte das Abkommen, weil es den Zugang zum EU-
Binnenmarkt sichere und die Rechtssicherheit zwischen der Schweiz und der EU
verbessere. Bedingungslosen Zuspruch erhielt das Abkommen vom
Wirtschaftsdachverband indes nicht: So seien etwa die hohen Schweizer Léhne zu
schutzen und durch die vorgesehene vereinfachte Niederlassungsmoglichkeit durfe
nicht der Anschein gemacht werden, EU-Burger hatten Anrecht auf Schweizer
Sozialhilfe. Ferner mdisse garantiert werden, dass die Schweiz ihr Steuersystem
«aufrechterhalten» kdénne. Diese Punkte, so liess Economiesuisse-Prasident Heinz
Karrer gegenilber den Medien verlauten, gelte es noch prazise abzuklaren. Ahnlich
ausserten sich auch Swissmem-Prasident Hans Hess, SBVg-Prasident Herbert Scheidt
oder SAV-Prasident Valentin Vogt: Es gebe zwar Diskussionsbedarf, doch grundsatzlich
sei das Abkommen wichtig und richtig, da es die Prosperitat der Schweiz sichere.
Vorerst verhalten gab sich der Schweizerische Gewerbeverband: SGV-Direktor Hans-
Ulrich Bigler (fdp, ZH) meinte etwa, der Bundesrat dirfe den Vertrag nicht
unterzeichnen und musse eine bessere Version aushandeln. Im April gab der Verband
dann bekannt, man wolle sich zum Vertragstext erst wieder aussern, wenn eine
definitive Fassung vorliege. Zudem sei nun die Abstimmung zur Begrenzungsinitiative
abzuwarten: Wirde diese angenommen, hatte sich das mit dem Abkommen sowieso
ertbrigt. ®
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Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse fasste im Juni 2020 die Parolen zu den
Abstimmungsvorlagen vom 27. September. Wie der Verband in einer Medienmitteilung
festhielt, sagte er Nein zur Begrenzungsinitiative und Ja zur Beschaffung neuer
Kampfflugzeuge. Zum Referendum Uber die steuerliche Bertcksichtigung der
Kinderdrittbetreuungskosten beschloss er Stimmfreigabe. Keine Parolen fasste er zum
Vaterschaftsurlaub und zum Jagdgesetz. Bereits Ende 2019 hatte sich der Verband
gegen die Begrenzungsinitiative positioniert, die Abstimmungen im Frihling 2020
wurden dann aber aufgrund der Corona-Pandemie auf September verschoben.

Die Begrenzungsinitiative stelle fur den Wirtschaftsstandort Schweiz ein Experiment dar
und gefédhrde den Wohlstand, hielt Economiesuisse in ihrer Medienmitteilung fest. Die
Beschaffung neuer Kampfflugzeuge sei notig, da die aktuelle Flotte in die Jahre
gekommen sei und der Luftraum auch zuklnftig ausreichend geschitzt werden musse.
Zudem betonte der Verband die Rolle der Luftwaffe als Bestandteil des
Sicherheitsverbunds, von welchem auch Unternehmen und deren Mitarbeitende
profitieren wiirden.

Die Stimmfreigabe zum Referendum betreffend die Kinderdrittbetreuungskosten
begrindete Economiesuisse mit der vorwiegend gesellschaftspolitischen und
mangelnden volkswirtschaftlichen Relevanz des Kinderabzugs. Sie betonte jedoch auch,
dass das Kosten-Nutzen-Verhéltnis der Vorlage aus Sicht der Wirtschaft zu wenig
ausgewogen sei. "

Natur und Umwelt

Die FDP des Kantons Zurich reichte ihre nationale Volksinitiative fur eine Einschrénkung
des Verbandsbeschwerderechts ein. Dieser Vorstoss richtet sich in erster Linie gegen
den Verkehrs-Club der Schweiz (VCS), dem von birgerlichen Politikern insbesondere in
Zurich die Verhinderung von wirtschaftlich wichtigen Grossprojekten wie
Einkaufszentren vorgeworfen worden war. Das Parlament verabschiedete im
Berichtsjahr die Anderungen der Bestimmungen (ber das Verbandsbeschwerderecht
im Umweltschutz- und im Heimatschutzgesetz. Dabei strich der Nationalrat die von der
kleinen Kammer formulierte Vorschrift, dass die Behdrden bei der Wertung der
Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) vorangegangenen Bau- und Planungsbeschliissen
durch Parlamente oder das Volk explizit Rechnung zu tragen haben; es hatte sich dabei
um ein zentrales Element der Volksinitiative der Zircher FDP gehandelt. ™

En novembre 2020, I'initiative pour des multinationales responsables a été refusée de
justesse par la majorité des cantons mais acceptée par 51.7 pour cent de la population.
Cette initiative était soutenue par une vaste alliance de la société civile, qui a de peu
manqué d'infliger une défaite cuisante aux milieux de I'économie et aux autorités
politiques majoritairement opposés a l'initiative. 114 ONG défendaient le texte. Parmi
elles se trouvaient notamment le WWF, Caritas, Greenpeace, Pro Natura, Terre des
Hommes et Helvetas. Operation Libero, Amnesty International et les milieux religieux
figuraient également parmi les partisans.

Alors qu'une alliance d'une telle ampleur avait rarement vu le jour en Suisse, ce
phénoméne a été observé a deux reprises dernierement, la révision de la loi sur la
chasse refusée en votation le 27 septembre 2020 ayant également été combattue par
de nombreuses ONG. Si cette alliance venait & se reproduire régulierement, cela
pourrait modifier les rapports de force dans la sphére politique suisse. Comme le
souligne la NZZ, ces ONG sont, en effet, non seulement organisées de maniere
professionnelle et rigoureuse, mais disposent surtout d'importants moyens financiers,
ce qui était jusqu'alors plutét I'apanage des milieux économiques. D'aprés les
estimations, les deux camps ont dépensé chacun plus de CHF 10 millions au cours de la
campagne, faisant de celle-ci la plus chére de tous les temps. Cette nouvelle puissance
financiere souléve néanmoins des questions sur la provenance des fonds. Les ONG
recoivent notamment de I'argent de la Confédération ainsi que des dons exonérés
d'impots. La Weltwoche mettait en avant ce qui pourrait s'apparenter a une subvention
des ONG par le contribuable. Selon I'hebdomadaire zurichois, Terre des Hommes aurait
par exemple recu CHF 2.43 millions de la DDC I'an passé. Cette somme se monterait a
CHF 6.34 millions pour Swissaid, qui soutenait également ['initiative. Et le montant
obtenu par Helvetas de la part des pouvoirs publics serait de presque CHF 100 millions.
Ces subventions ne sont pas problématiques en tant que telles mais peuvent le devenir
si elles sont utilisées dans des campagnes politiques. Valentin Vogt, le président de
I'UPS, réclamait dans la NZZ plus de transparence quant a la provenance et I'utilisation
des moyens financiers dont disposent les ONG.
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Alexandra Karle, directrice de la section suisse d'Amnesty International, défendait dans
une tribune publiée dans le Tages Anzeiger la légitimité des ONG a s'engager dans des
campagnes politiques. Elle rejetait le reproche d'«utilisation détournée» de I'argent
public et soulignait la nécessité de lier le travail sur le terrain a des actions politiques
conséquentes, prenant pour exemple I'engagement d'Amnesty International. Tout en
aidant les victimes de violations des droits humains a cause de |'exploitation du pétrole
au Nigeria ou dans les mines de Cobalt au Congo, I'ONG s'implique pour que les
multinationales soient soumises & des lois les obligeant a respecter ces droits.
Alexandra Karle rappelle également que les ONG telles qu'Amnesty International se
financent principalement grace aux contributions de leurs membres et aux dons.
L'importance politique grandissante des ONG s'observe également au Parlement, avec
de nombreux.euses élu.e.s ayant des rdles importants au sein de celles-ci. S'il semble
certain que ces organisations occupent désormais une place importante dans le
paysage politique suisse, la Weltwoche conclut son analyse en soulignant que leur
montée en puissance n'est pas qu'une question d'argent ou de représentation, mais
surtout le fruit de campagnes trés bien menées, en particulier celle de l'initiative pour
des multinationales responsables. "

Die Freiburger Mitte-Nationalratin und Stadtréatin von Bulle Marie-France Roth Pasquier
(mitte, FR) wurde im November 2021 zur neuen Présidentin von Ecologie libérale
gewahlt. Sie I6ste in diesem Amt Martin Chevallaz aus der friheren BDP ab, der die
Vereinigung seit dem Tod von Rolin Wavre 2020 interimistisch gefuhrt hatte. Ecologie
libérale ist eine Westschweizer Umweltvereinigung, der Exponentinnen und Exponenten
aus verschiedenen burgerlichen Parteien angehoéren. Sie ging 2003 aus einem Mitte-
Rechts-Komitee zugunsten zweier Anti-Atominitiativen hervor und will nach eigenen
Worten Wirtschaft und Okologie in Einklang bringen und zeigen, dass die Linke kein
Monopol auf das Thema Umwelt- und Klimaschutz hat. Roth Pasquier sagte nach ihrer
Wahl, Ecologie libérale strebe keine Revolution an, sondern wolle ausgehend von einer
liberalen Grundhaltung konkrete Ideen zugunsten des Umwelt- und Klimaschutzes
lancieren und die Bevolkerung fiir den Handlungsbedarf sensibilisieren. "

Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die Aktion flr eine unabhéangige und neutrale Schweiz (AUNS), welche nach eigenen
Angaben Uber eine Kriegskasse von knapp 4 Mio Fr. verflgt, ristete sich fur einen
weiteren Abstimmungskampf. Noch bevor der Bundesrat seine Botschaft Uber
bewaffnete Armeeeinsiatze im Ausland verabschiedet hatte, beschloss sie an ihrer
Jahresversammlung vom 8. Mai in Bern, einen allfalligen zustimmenden Entscheid des
Parlaments mit dem Referendum zu bekdmpfen.

Keine Unterstitzung durch den AUNS-Vorstand fand das von den SD und der Lega dei
Ticinesi lancierte Referendum gegen die bilateralen Vertrage mit der EU. Sowohl AUNS-
Sekretéar Fehr als auch Prasident Blocher (beide svp, ZH) beurteilten die Abkommen
zwar negativ, sprachen sich aber gegen eine Teilnahme der AUNS an der
Referendumskampagne aus, da die Neutralitdt und die Souveranitat der Schweiz durch
die Vertrage nicht beeintrachtigt wirden.

Die Neue Europdische Bewegung Schweiz (Nebs) wéhlte Nationalrdtin Christa
Markwalder (fdp, BE) anstelle des ebenfalls freisinnigen Waadtlander Nationalrats Yves
Christen  zur  Prasidentin.  Ziel ~der aus der  Fusion verschiedener
integrationsfreundlicher Gruppen hervorgegangenen Nebs bleibt ein moglichst rascher
Beitritt der Schweiz zur EU. Im Herbst lancierte die Nebs eine Kampagne, welche mit
Hilfe der im Vergleich zur EU hohen Schweizer Konsumentenpreise den Vorteil eines
EU-Beitritts schmackhaft machen wollte. "

Im Frihling 2015 wurde von einer Koalition aus Wirtschaft und Politik der Verein Vorteil
Schweiz gegriindet mit dem Ziel, die bilateralen Vertréage mit der EU zu erhalten. Vorteil
Schweiz wolle eine Koordinationsfunktion wahrnehmen und damit eine Verzettelung
jener Gruppierungen verhindern, die sich nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative fur die Rettung der bilateralen Vertréage einsetzten,
sagte Mitinitiant und BDP-Nationalrat Hans Grunder gegenuber dem Tagesanzeiger.
Neben anderen Nationalraten aus den Parteien FDP, CVP, SP, GLP und Grutne wird der
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Verein auch von zahlungskréftigen Vertretern aus der Wirtschaft unterstitzt, wie etwa
von Unternehmer Jobst Wagner, der Unternehmerin Nicole Loeb oder dem Milliardar
Hansjorg Wyss. %

Die Basler Zeitung und der Tages-Anzeiger berichteten im September 2018 Utber
Mitgliederschwund, Inaktivitdt und finanzielle Schwierigkeiten bei der AUNS. Von
ehemals 50'000 zahle der Verband heute noch 30'000 Mitglieder; auch sei der Verein
mit der Zeit gealtert: Sehr engagierte Mitglieder aus den Zeiten der EWR-Abstimmung,
als noch Christoph Blocher den Verband geleitet hatte, habe man unterdessen infolge
von Todesféllen verloren, wie der Jahresbericht 2017 der AUNS zitiert wurde. Da mit
diesem Mitgliederschwund auch «grosszlgige Gonner» verloren gegangen seien, wirke
sich das auch auf das Budget aus: Bereits seit Laéngerem verfolge der Verband ein
Sparprogramm, sodass Stellen gestrichen und glnstigere R&aumlichkeiten hatten
gesucht werden mussen. Wie die Basler Zeitung festhielt, monierten AUNS-Mitglieder
unter vorgehaltener Hand gar, der derzeitige Prasident Lukas Reimann setze die
Prioritaten falsch, indem er etwa an Veranstaltungen teure Gaste wie den britischen
Ukip-Chef Nigel Farage oder die ehemalige deutsche AfD-Chefin Frauke Petry einlade.
Reimann konterte, ihm sei eine AUNS, die viel Geld ausgebe und etwas bewege,
wichtiger als eine AUNS «mit vollem Konto und leerer Agenda». Auch kénnten gerade
Uber Social Media viele neue Mitglieder angeworben werden, nur wirden diese leider
nicht jeden Monat CHF 1'000 zahlen wie «einige Kémpfer der ersten Stunde». Die
Inaktivitats-Vorwdirfe erklarte Reimann gegentber der Presse damit, dass man bereits
seit mehreren Jahren auf zahlreiche Aktionen verzichtet habe, um Kréafte zu sparen,
welche zur Bekédmpfung des institutionellen Rahmenabkommens mit der EU hatten
gebraucht werden sollen - nur sei es bis jetzt eben nicht zu einem Rahmenabkommen
gekommen.

Dass im November Uber die Selbstbestimmungsinitiative abgestimmt werde und im
Folgejahr tber die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie, komme der AUNS gelegen -
damit kédnne man beweisen, dass man nicht inaktiv geworden sei, so Reimann. ?'

Wie der Sonntagsblick im September 2018 berichtete, wolle die Operation Libero bei
den Nationalratswahlen 2019 eine aktive Rolle spielen. Die Blrgerbewegung plane,
«frische Gesichter» ins Parlament zu bringen und «Nachwuchskrafte und
Politikerinnen» zu férdern. Bedingung flr eine Unterstitzung sei, dass potenzielle
Kandidaten und Kandidatinnen die <«aussenpolitische Offnung der Schweiz»
beflrworteten, sich fur die Rechtsstaatlichkeit einsetzten, eine liberale
Migrationspolitik verfolgten und sich flr zukunftsorientierte Themen wie die
Digitalisierung engagierten. Denn das Parlament, so die Ansicht von Laura Zimmermann,
Co-Présidentin der Operation Libero, im Sonntagsblick, habe in den letzten vier Jahren
«in der Europapolitik und anderen zukunftsweisenden Themen» versagt.

Im Dezember 2018 titelte auch die NZZ, die Operation Libero wolle «die Wahlen
aufmischen». Die «konservative Koalition, die die Politik zum Stillstand gebracht» habe,
solle in eine Minderheit versetzt werden. Noch sei aber nicht klar, wie dies gelingen
solle, gab Projektleiter Philipp Brandenstein zu. Man sei aber auf der Suche nach einem
kreativen Ansatz, welcher Uber eine reine Wahlempfehlung hinausgehe. Selbst zu einer
politischen Partei werden wolle Operation Libero indes nicht - es gehe aber darum, das
«bisherige zivilgesellschaftliche Engagement in ein politisches» zu Uberflhren, damit
man den Reformstau in Bern aufzuldésen vermoége. Kurzgefasst strebe die Operation
Libero im Nationalrat statt der heutigen Mitte-rechts- eine Mitte-links-Mehrheit an -
nur wirde das die Bewegung offiziell nie zugeben, resimierte die NZZ. *

Die AUNS raumte ihren Sitz in Bern und zog nach Lauterbrunnen, wie die Presse im
Marz 2019 berichtete. Damit wolle die Organisation Mietkosten sparen, wie Prasident
Lukas Reimann (svp, SG) bekannt gab. Die Medien deuteten den Umzug der AUNS, die
bereits seit einiger Zeit mit finanziellen Schwierigkeiten und Mitgliederschwund zu
kdmpfen hatte, unterdessen als «stilleln] Abschied einer notorisch lauteln]
Organisation» (Sonntags-Blick) oder gar als «geordneten Rickzug» und drohenden
«Abstieg in die Bedeutungslosigkeit» (Aargauer Zeitung).

Auf die Frage, ob es den Verband Uberhaupt noch brauche, gab sich Reimann
gegenlber der Medien jedoch entschieden zuversichtlich: Der neue Sitz abseits von
Bern passe sogar besser zum Verband, erklarte er, «wir gehen nun ins Réduit». Und
dass die AUNS noch immer eine treibende Kraft hinter der SVP sei, so Reimann weiter,
sehe man daran, dass ohne AUNS die Initiative gegen die Personenfreizigigkeit wohl
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kaum zustande gekommen ware. Wenn es also darauf ankomme, «werde man von der
AUNS hoéren» - auch wenn diese ihren Sitz von der Hauptstadt ins Berner Oberland
verlagert hatte. %

Im Februar 2020 lancierte die AUNS an einer Medienkonferenz in Bern ihre Kampagne
zur Abstimmung liber die Begrenzungsinitiative. Die Begrenzungsinitiative, tGber die
schliesslich aufgrund der Corona-Pandemie erst im Herbst und nicht wie geplant im
Mai abgestimmt wurde, sah unter anderem vor, bei einer Annahme das
Freizligigkeitsabkommen mit der EU binnen eines Jahres neu zu verhandeln, sodass die
Schweiz die Zuwanderung effektiver steuern respektive begrenzen koénnte. Wie die
AUNS gegenuber der Presse darlegte, sah sie die freie Zuwanderung, bedingt durch das
Abkommen mit der EU, als Ursache fur steigende Mietpreise sowie fur Uberfullte
Strassen und Zuge. Aufgrund der hohen Migrationszahlen, so die AUNS weiter, wachse
die Bevolkerung und damit auch deren Platzbedarf zu stark, weshalb die Landschaft
vermehrt «zubetoniert» werde, wodurch wiederum die Biodiversitat beeintrachtigt
werde und die Umweltbelastung steige.

Aus diesen Grinden warb die AUNS mit dem Slogan «Es wird eng» flr eine Annahme
der Initiative. Obwohl sie die Initiative zusammen mit der SVP lanciert hatte, kdmpften
der Verein und die Partei mit separaten Kampagnen fur eine Annahme. 2*

Die «Aktion flr eine unabhangige und neutrale Schweiz» (Auns) beschloss im August
2021, eine Fusion mit dem «Komitee Nein zum schleichenden EU-Beitritt (EU-No)>» zu
priifen. Zwei Wochen davor hatte der Vorstand von «EU-No» einen analogen Beschluss
gefasst und bekannt gegeben, «ergebnisoffene» Gespréache mit der Auns aufnehmen zu
wollen. Der Beschluss erfolgte auf Vorschlag von Christoph Blocher (svp, ZH), seines
Zeichens Grundungsprésident der Auns und ehemaliger Prasident des Komitees «EU-
No». Blocher Ubernahm auch gleich die Leitung der mit den Fusionsabkléarungen
betrauten Arbeitsgruppe der beiden Organisationen. Kein Teil dieser Arbeitsgruppe war
hingegen der seit 2014 amtierende Auns-Président Lukas Reimann (svp, SG), der geméss
einem NZZ-Bericht bereits 2020 von Blocher die «Empfehlung» erhalten habe, vom
Auns-Présidium zurlickzutreten.

Blocher begriindete die Fusionsbestrebungen laut NZZ damit, dass auf der einen Seite
das Komitee «EU-No» seinen «Auftrag» erflllt habe, indem der Bundesrat im Mai 2021
die Verhandlungen flr ein institutionelles Rahmenabkommen mit der EU abgebrochen
hatte - schliesslich war die Verhinderung eines solchen Abkommens der Hauptzweck
des 2013 gegrindeten Komitees gewesen. Auf der anderen Seite werde die Auns in ihrer
gegenwartigen Verfassung nicht in der Lage sein, eine Volksabstimmung zu gewinnen,
wenn die «Classe Politique» dereinst einen neuen Anlauf fur einen
«landesverraterischen Vertrag» mit der EU unternehmen werde. Es brauche deshalb
eine Bindelung und Wiederbelebung der EU-kritischen Krafte. °

Im Co-Prasidium der Operation Libero trat Sanija Ameti die Nachfolge von Laura
Zimmermann an. Dies beschloss der Vorstand im Oktober 2021, nachdem Zimmermann
nach funfjahriger Amtszeit zurlickgetreten war. Zweiter Co-Prasident blieb der seit Juni
2020 amtierende Stefan Manser-Egli.

Die 28-jahrige Juristin Ameti hatte bereits im Frihling 2021 wegen ihrer prominenten
Rolle im Abstimmungskampf gegen das Gesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur
Terrorismusbekdmpfung (PMT) und davor in der Kampagne gegen das E-ID-Gesetz
einige offentliche Bekanntheit erlangt. Aufgrund dieses Engagements war nach ihren
Angaben auch die Operation Libero auf Ameti aufmerksam geworden und hatte sie in
den Vorstand geholt. Ameti ist ausserdem auch Mitglied der Parteileitung der GLP des
Kantons Zurich. Die NZZ glaubte deshalb, mit Ameti werde sich die offiziell
parteiunabhangige Operation Libero weiter der GLP annédhern, wie es bereits seit
einiger Zeit festzustellen sei.

In einem Interview mit der NZZ zu ihrem Amtsantritt kindigte Ameti an, dass die
Operation Libero ihre Position als ausserparlamentarische Bewegung, die nicht auf
Wahlen schielen muss, nutzen werde, um «den Parteien die unbeliebtesten, aber
strukturell wichtigsten Themen Uberhaupt auflzulzwingen: Europapolitik, Digitalisierung
und Cybersicherheit sowie die Forderung [nach] einem liberalen Blrgerrecht». Dies sei
notig, weil namentlich die FDP ein «liberales Vakuum» in diesen Bereichen
hinterlasse. ?¢
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Im Oktober 2021 kiindigten Operation Libero und die Griinen an, gemeinsam eine
Volksinitiative zur Europapolitik zu lancieren. Bereits nach dem Abbruch der
Verhandlungen zum Rahmenabkommen durch den Bundesrat im Frihling 2021 hatte
Operation Libero Initiativplane bestatigt. Es ware das erste Mal, dass die seit 2014
bestehende Organisation eine eigene Volksinitiative (mit)lanciert.

Operation Libero und die Grlnen erklarten, mit der Initiative die Europadebatte
«deblockieren» zu wollen. Der Bundesrat und die Bundesratsparteien séhen das EU-
Dossier als toxisch an und getrauten sich nicht, dieses anzufassen. Als
zivilgesellschaftliche Organisation und als Nichtregierungspartei wollten sie die
Schweizer Politik nun zwingen, Position zu beziehen: «Dieses europapolitische Mikado,
in dem als Verlierer gilt, wer zuerst etwas bewegt, muss endlich ein Ende haben»,
schrieb Operation Libero. Die Finalisierung des Initiativtexts und der Start der
Unterschriftensammlung waren gemaéass Sonntagszeitung fur Frihsommer 2022
geplant. ¥

Im Frihling 2022 beschlossen die Mitgliederversammlungen der «Aktion flr eine
unabhéngige und neutrale Schweiz» (Auns), des «Komitees Nein zum schleichenden
EU-Beitritt (EU-No)» und der «Unternehmer-Vereinigung gegen den EU-Beitritt»> je
separat, sich als eigenstandige Organisationen aufzulésen und zu fusionieren. Die
fusionierte Organisation sollte voraussichtlich den Namen «PSS - Pro Souverdne
Schweiz» erhalten, dartber sollte aber erst an der Griindungsversammlung der neuen
Organisation im Oktober 2022 definitiv entschieden werden. Eine Arbeitsgruppe unter
Christoph Blocher (svp, ZH) sollte bis dahin auch die Statuten des neuen Vereins
vorbereiten.

Die Mitglieder der drei Organisationen folgten mit den Fusionsbeschlissen ihren
jeweiligen Vorstanden, die sich im Marz 2022 in einer gemeinsamen Medienmitteilung
zu einem Zusammenschluss bekannt hatten. Mit der Bliindelung der Ressourcen kénne
man «die Schlagkraft der Verteidiger einer unabhangigen und neutralen Schweiz
erhdhen». Erklartes Ziel sei es, eine referendumsfahige Organisation zu erhalten und
die noétigen finanziellen Mittel fur Abstimmungskdmpfe bereitzustellen. Genau diese
Fahigkeit, erfolgreich ein Referendum zu ergreifen und einen Abstimmungssieg zu
erzielen, sprach Christoph Blocher der heutigen Auns ab. Uberhaupt war Christoph
Blocher - Grundungsprasident der Auns und Ex-Prasident des Komitees EU-No -
gemass Medienberichten die treibende Kraft hinter dem Zusammenschluss.

Dabei ging der Schritt zumindest beim gréssten Fusionspartner, der Auns, nicht ganz
ohne Missténe Uber die Blhne: Das Vorstandsmitglied Luzi Stamm (svp, AG) wollte an
der Versammlung offenbar Kritik an der geplanten Fusion &ussern, doch seine «nicht
enden wollende Zwischenrede» wurde per Versammlungsbeschluss unterbrochen, wie
dem Versammlungsbericht der Auns zu entnehmen war. Selbst der seit 2014
amtierende Préasident der Auns, Nationalrat Lukas Reimann (svp, SG), zeigte sich in
seiner Rede an der Versammlung «unsicher» bezlglich der Fusion - sicher sei er aber,
«dass Christoph Blocher das Richtige tut». Im Sonntagsblick zog Reimann freilich
Blochers Analyse in Zweifel, dass die Auns nicht mehr referendumsfahig gewesen sei:
Man habe Uber mehr als 20'000 zahlende, wenn auch «etwas &ltere» Mitglieder sowie
Uber eine Adressdatenbank mit 90'000 Personen verfligt und in den letzten Jahren
viermal die Lancierung einer Volksinitiative beschlossen. Dass man schliesslich auf alle
vier Initiativen verzichtet habe, habe auch daran gelegen, dass Christoph Blocher
jeweils gefunden habe, man misse sich auf den Kampf gegen das Rahmenabkommen
konzentrieren. Mit bloss vier Gegenstimmen entschieden sich letztlich aber auch die
Auns-Mitglieder klar fur die Fusion. Gegentuber dem Sonntagsblick befand Reimann
anschliessend, die Fusion «muisse kein Flop werden, [...] aber jetzt kaufen wir halt
schon die Katze im Sack, wenn man nicht recht weiss, was da kommt». %

Im Oktober 2022 wurde unter dem Namen <«Pro Schweiz» eine neue
nationalkonservative und EU-skeptische Gruppierung aus der Taufe gehoben. Sie ist das
Produkt einer Dreierfusion aus der «Aktion fir eine unabhéngige und neutrale
Schweiz» (Auns), dem «Komitee Nein zum schleichenden EU-Beitritt (EU-No)» und der
«Unternehmer-Vereinigung gegen den EU-Beitritt». Bereits im Frihling hatten die drei
Organisationen je separat der Fusion - und damit ihrer Auflésung - zugestimmt.

Zum Griindungsprasidenten von Pro Schweiz wurde Stephan Rietiker (ZG, svp) gewahlt,
mit 15 Gegenstimmen bei 450 Anwesenden - die einzige Abstimmung an der
Grindungsversammlung, die nicht einstimmig ausfiel, wie die NZZ festhielt. Flur Rietiker
ist das Pro-Schweiz-Prasidium das erste politische Amt: Bisher habe ihm fir ein
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regelmassiges politisches Engagement wegen beruflicher Verpflichtungen die Zeit
gefehlt, wie er der AZ erklérte. Nun plane er einen Tag pro Woche fur Pro Schweiz
einzusetzen, entléhnt werde sein Prasidium nicht. Der 65-jahrige US-schweizerische
Doppelbirger ist Medtech-Unternehmer, Arzt, Oberst im Generalstab und ehemaliger
kurzzeitiger Président des Fussballklubs Grasshoppers. Zu Rietikers parteipolitischem
Werdegang wusste die NZZ zu berichten, dass dieser in seinen jungen Jahren die NZZ
abbestellte, weil sie ihm «zu links» war, und der Autopartei beitrat. Spater sei er FDP-
Mitglied, dann parteilos und wieder FDP-Mitglied gewesen, bevor er vor zwanzig Jahren
zur SVP wechselte. Ein gewisses politisches Engagement entwickelte Rietiker als Kritiker
der behdrdlichen Covid-19-Politik, im Herbst 2021 kam er zu Medienauftritten im
Abstimmungskampf gegen die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes. Im
Zusammenhang mit diesem Engagement wurde gemass NZZ Christoph Blocher (ZH,
svp), der als graue Eminenz von Pro Schweiz gilt, auf Rietiker aufmerksam und fragte ihn
schliesslich fur das Pro-Schweiz-Présidium an.

Mehr politische Erfahrung brachte der Vizeprasident von Pro Schweiz mit: Nationalrat
Walter Wobmann (SO, svp) ist insbesondere als Vater der Initiativen flur ein
Minarettverbot und fur ein Verhullungsverbot bekannt. Wie Wobmann sind auch die
meisten weiteren Mitglieder des 13-kdpfigen Griindungsvorstands daneben in der SVP
aktiv, so unter anderem die Nationalratsmitglieder Piero Marchesi (Tl), Pierre-André
Page (FR) und Therese Schlépfer (ZH) sowie die alt Nationalrdte Adrian Amstutz (BE),
Christoph Mérgeli (ZH) und Ulrich Schlier (ZH). Geschéaftsfihrer wurde Werner
Gartenmann, der dieselbe Funktion schon bei der Auns ausgeubt hatte. Angesichts des
doch stark parteipolitisch gepragten Vorstands &ausserten einige Medien in ihren
Kommentaren Zweifel, ob das von Rietiker formulierte Ziel, Pro Schweiz wieder Uber die
SVP hinaus im burgerlichen Lager abzustlitzen - wie die Auns in deren Anfangszeiten -,
realistisch sei. Auch die angestrebte Verjingung der Mitgliederbasis fand im
Grindungsvorstand - und geméass Medienberichten auch in der Teilnehmerschaft der
Grindungsversammlung - noch keinen Niederschlag. Nicht im Grindungsvorstand
sassen Lukas Reimann (SG, svp) und Roger Képpel (ZH, svp), die bisherigen Prasidenten
der Auns und des Komitees «EU-No».

Stark betont wurde in den Pressekommentaren die Rolle von Christoph Blocher, der
bei Pro Schweiz zwar kein Amt Ubernahm, aber der Haupttreiber hinter der Fusion
gewesen war und auch den Grindungsakt der neuen Organisation leitete. Blocher war
1986 selbst Griindungsprasident der Auns gewesen und hatte diese zu ihrem grésstem
Erfolg geflhrt, nédmlich zum Sieg in der EWR-Abstimmung 1992. Auch das 2013
gegrundete Komitee «EU-No» hatte Blocher friher prasidiert. Die Fusion bezeichnete
er als notwendig, um dem konservativen Lager zu mehr Schlagkraft zu verhelfen; Pro
Schweiz solle eine direktdemokratische «Kampforganisation» «gegen die Gegner der
Schweiz im Innern» werden. Die Auns hingegen habe zuletzt an Kraft eingeblsst und
war nach Blochers Einschatzung nicht mehr referendumsféhig. Nichtsdestotrotz war
die Auns mit 20'000 zahlenden Mitgliedern und Einnahmen von rund einer Million
Franken pro Jahr die mit Abstand grésste Fusionspartnerin. Pro Schweiz zahlte bei ihrer
Grindung geméss NZZ 25'000 Mitglieder.

Daflr, dass sich Pro Schweiz inhaltlich wesentlich anders positionieren wirde als die
Auns, sahen die Medienkommentare keine Anhaltspunkte; die Fusion wurde als primar
organisatorische und personelle Neuaufstellung dargestellt. Allerdings habe sich
Rietiker Uber seine Plane noch nicht stark in die Karten blicken lassen, sondern in
seiner Antrittsrede eher allgemein Uber die Freiheit, die EU, die Zuwanderung, die
«Woke-Kultur», die Medien, die Corona-Massnahmen, das «Gutmenschentum», eine
«dilettantische Energiepolitik» des Bundes, die «skandalésen» Sanktionen gegen
Russland und eine anzustrebende Orientierung an wachsenden Markten in Asien und
Amerika statt der EU gesprochen. Ein konkretes Projekt beschloss Pro Schweiz indessen
gleich noch an der Grundungsversammlung - die Lancierung der Neutralitatsinitiative,
welche ihrerseits eine Idee Blochers ist. %
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Landwirtschaft

Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen Bauernverbandes (SBV) sprach sich
im November bei nur wenigen Gegenstimmen fiir die bilateralen Vertrage mit der EU
aus; das dagegen lancierte Referendum solle nicht unterstitzt werden. Die Vertrage
wirden zwar die Konkurrenz auf dem inlandischen Agrarmarkt noch verstarken, béten
der schweizerischen Landwirtschaft aber auch einen besseren Marktzugang in der EU,
von welchem beispielsweise die Kéaseproduktion durchaus profitieren kénnte.
Allerdings verlangte der SBV von der Landesregierung, dass die einheimische
Agrarwirtschaft mit gleich langen Spiessen kdmpfen kann wie ihre ausléandische
Konkurrenz. Insbesondere sollen die Konsumenten obligatorisch tber die Herkunft und
die Produktionsmethoden von Agrarprodukten informiert werden mussen. Dies wirde
es den Verbrauchern erlauben, eine faire Wahl zwischen den inléndischen und den
nicht zuletzt wegen den in den EU-Staaten zum Teil wesentlich tieferen Standards (z.B.
bezlglich Tierhaltung) billigeren ausléndischen Erzeugnissen zu treffen. Eine
entsprechende Eingabe hatte der SBV bereits zu Jahresbeginn zusammen mit dem
Schweizer Tierschutz und Konsumentenorganisationen an den Bundesrat gerichtet.

Eine eher seltene Allianz entstand im Vorfeld der WTO-Konferenz in Seattle (USA) vom
Dezember. Der SBV verlangte gemeinsam mit den Gewerkschaftsdachverbanden SGB
und CNG, Umweltschutzorganisationen und Hilfswerken vom Bundesrat, sich im
Rahmen der WTO nicht fiir eine weitere Liberalisierung der weltweiten
Wirtschaftsbeziehungen einzusetzen. *°

Am 1. November 2017 verabschiedete der Bundesrat die Gesamtschau zur
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik, deren Ziel es war, dass die Schweiz
innerhalb der nachsten vier Jahre neue Handelsabkommen abschliessen sollte, was mit
einem partiellen Abbau der Zdlle fur auslandische Agrarprodukte einhergehen wiurde.
Der Schweizer Bauernverband (SBV) wehrte sich vehement gegen den angestrebten
Zollabbau des Bundesrats. Ein Dorn im Auge war dem SBV insbesondere ein Satz auf
Seite 59 der Gesamtschau: «Vor diesem Hintergrund wird der Bundesrat in der
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik einen Grenzschutzabbau im
Agrarbereich anstreben, der die Preisdifferenz zwischen dem In- und Ausland um 30
bis 50 Prozent reduziert.» In einer gleichentags veroffentlichten Stellungnahme mit
dem Titel «Bundesrat missachtet Volkswillen und will Landwirtschaft opfern» machte
der SBV geltend, dass es fur die Schweizer Bauern ohne Grenzschutz keine «auch nur
annéhernd kostendeckende Produzentenpreise» mehr geben wirde, was auch die
Direktzahlungen des Bundes nicht kompensieren koénnten. Auch stehe der im
September 2017 von der Stimmbevdlkerung klar angenommene Verfassungsartikel Gber
die Ernédhrungssicherheit im Widerspruch zu den agrarpolitischen Absichten des
Bundesrates. Mehr Freihandel wirde eine nachhaltige und tierfreundliche
einheimische Produktion nicht starken, im Gegenteil, dadurch wurde sich der
Strukturwandel verscharfen und der Rickgang von landwirtschaftlichen Betrieben
weiter vorangetrieben, monierte der SBV. Der Bauernverband riet dem Bundesrat, die
Gesamtschau zu «schreddern» - neue ldeen, nicht alte Ideologien seien gefragt. In
einem Interview mit der Berner Zeitung verteidigte der zusténdige Bundesrat
Schneider-Ammann den Kurs des Bundesrates. Die EU stehe kurz vor einem
Freihandelsabkommen mit den vier Staaten des Mercosur-Wirtschaftsraums (Brasilien,
Argentinien, Paraguay und Uruguay), was es in Zukunft etwa der deutschen Industrie
aufgrund von Zollreduktionen erlauben werde, viel billiger in diese Staaten zu
exportieren. Wolle die Schweizer Wirtschaft im Exportmarkt gegentber der
européischen Industrie konkurrenzféhig bleiben und keine Arbeitsplatze an die
Nachbarstaaten verlieren, dann misse man beim Mercosur-Abkommen nachziehen. Er
versuchte die Bauern damit zu besénftigen, dass «kein Mensch von komplett zollfrei
[redet]» und im &dussersten Fall die Hélfte des heutigen Schutzes aufgegeben werden
musste. Niemand wolle die Landwirtschaft abschaffen, das sei eine masslose
Ubertreibung, so Schneider-Ammann. Zu beruhigen vermochte das den Bauernverband
jedoch nicht; an der Jahresmedienkonferenz im Januar 2018 im solothurnischen
Derendingen bekréaftigte der SBV seine Haltung. «Fairer Handel statt Freihandel» war
das Credo des Bauernverbandes, denn eine nachhaltige, umweltschonende und
tierfreundliche Landwirtschaft sei nicht moglich zu Weltmarktpreisen.

Kurz darauf spitzte sich die Lage zwischen Bauernverbandsprasident Markus Ritter und
Wirtschaftsminister Schneider-Ammann zu. Der SBV wollte bei Schneider-Ammann
personlich vorsprechen und bat in einem Brief um ein Gesprach, um die
«Zusammenarbeit und die Kommunikation zu besprechen», so Ritter im St. Galler
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Tagblatt. Die Verbandsspitze hatte sich bei der Erarbeitung der Gesamtschau des
Bundesrates Ubergangen gefuhlt, da sie vorgéngig nicht angehdrt worden sei.
Schneider-Ammann schlug das Angebot jedoch aus: «Ein separates Treffen mit
Vertretern des Bauernverbandes ist nicht geplant», liess sich das WBF in einigen
Medien zitieren. Stattdessen wolle man im Februar 2018 alle Beteiligten an einen
runden Tisch zum Mercosur-Agrar-Gipfel einladen, um ein Freihandelsabkommen mit
dem stdamerikanischen Wirtschaftsraum zu diskutieren. Diese Einladung schlug am 24.
Januar 2018 wiederum der Bauernverband aus. Die Gesamtschau des Bundesrates stelle
keine Grundlage fur eine zukunftsfahige Landwirtschaft dar, hiess es in einer
Medienmitteilung des SBV. Einige vom Bundesrat gemachte Annahmen seien «komplett
unrealistisch», so etwa die Kostenentwicklung bei den meisten Vorleistungen oder was
die Léhne fur die landwirtschaftlichen Angestellten angehe. Hinzu komme, dass ein Plan
fehle, wie die «massiven Verluste der Bauernfamilien» aufgefangen wirden.

Nachdem der Mercosur-Agrar-Gipfel in Bern tatsachlich ohne Bauernverband
abgehalten worden war - andere agrarwirtschaftliche Verbande wie die Schweizer
Milchproduzenten, IP-Suisse, Bio-Suisse, die Agrarallianz oder Proviande hatten daran
teilgenommen - &usserten die Medien Skepsis gegenlUber der Strategie des SBV.
«Trotzende Bauern befremden» Ubertitelte die «Nordwestschweiz» ihren Kommentar,
in welchem der Bauernverband aufgefordert wurde, die Marktéffnung aktiv
mitzugestalten, anstatt sich «trotzig im Reduit zu verschanzen». Die NZZ sprach von
einem «Eigentor des Bauernverbands», weil die Bauern mit der Gesprachsverweigerung
die Sympathien der breiten Bevélkerung und der Wirtschaft aufs Spiel setzen wirden.

Im April 2018 reiste eine 50-képfige Delegation unter der Leitung Schneider-Ammanns
nach Stdamerika in die Mercosur-Staaten, um Informationen aus erster Hand zu
erhalten; auch dieser Reise blieb der SBV fern. Es war der negative Héhepunkt in der
Beziehung zwischen dem Bauernverband und dem WBF; danach trat etwas
Entspannung ein. Glaubt man den Mutmassungen in den Medien, so durften
insbesondere erste Zahlen in den Verhandlungen zwischen den Mercosur-Staaten und
der EU dazu beigetragen haben. Nach aktuellstem Angebot wollte die EU jahrlich einen
Import von rund 100'000 Tonnen Rindfleisch zulassen; auf die Bevdlkerung der Schweiz
umgerechnet waren das rund 2'000 Tonnen Rindfleisch, dessen Import die Schweiz zu
tieferen Zolltarifen zulassen musste, wirde das Schweizer Abkommen inhaltlich jenem
der EU gleichen. Bei einem jahrlichen Schweizer Konsum von 100'000 Tonnen
Rindfleisch, wovon bereits heute 45'000 Tonnen importiert wirden, scheine das
verkraftbar, kommentierte die «Nordwestschweiz».

Ende April nahmen Schneider-Ammann und Ritter den Gesprachsfaden wieder auf und
vereinbarten ein Treffen, bei dem es jedoch zu keiner sachlichen Einigung kam -
Schneider-Ammann hielt nach wie vor an jenem Satz auf Seite 59 fest, aufgrund dessen
der Bauernverband auf die Barrikaden gegangen war. Immerhin gestand Ritter anfangs
Mai in der NZZ ein, dass er nicht grundsatzlich gegen Freihandel sei, dass es aber rote
Linien gebe, beispielsweise solle auch in Zukunft zugunsten der Erndhrungssicherheit
der heutige Anteil der importierten Lebensmittel von rund 40 Prozent beibehalten
werden und nicht weiter steigen. Zeit fir eine «Versachlichung der Diskussion» bleibe,
so Ritter, weil acht betroffene EU-Lander zum EU-Mercosur-Abkommen Vorbehalte
geaussert hatten und damit jene Verhandlungen noch andauern durften. Einig seien
sich Schneider-Ammann und Ritter jedoch gewesen, dass es in der Kommunikation
zwischen dem Bundesamt fir Landwirtschaft (BLW) und dem Bauernverband
Verbesserungspotenzial gebe; seither tausche man sich wieder aus.

Am 4. Juni 2018 wurde die Gesamtschau des Bundesrates im Nationalrat behandelt und
mit 108 zu 74 Stimmen (7 Enthaltungen) zur Uberarbeitung an den Bundesrat
zuruckgewiesen, womit sich die Aggrarlobby im Parlament vorerst gegen den Bundesrat
durchsetzen konnte. *
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Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Mit der Ablehnung der Mutterschaftsversicherung in der Volksabstimmung konnte der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) 1987 einen weiteren referendumspolitischen
Erfolg erzielen. Es handelte sich dabei - nach dem Raumplanungsgesetz, dem
Hochschulférderungsgesetz und der Innovationsrisikogarantie — um die vierte Vorlage,
die seit 1976 vom SGV mit dem Referendum zu Fall gebracht worden war. Dass er damit
einen von burgerlichen Parlamentariern eingebrachten Losungsvorschlag torpedierte,
stellte ein Indiz flr das teilweise recht spannungsreich gewordene Verhéltnis zwischen
dem SGV und den burgerlichen Parteien dar. Weitere Anléasse flir derartige Konflikte
bestehen namentlich in der Umwelt- und in der Verkehrspolitik und dirften in Zukunft
noch bedeutsamer werden. Dabei geht es nicht nur um die Ablehnung einzelner
Massnahmen, sondern auch um grundsatzliche Fragen. So sagte der SGV der Einflihrung
von umweltpolitischen Lenkungssteuern grundsatzliche Opposition an und stellte sich
damit gegen die Freisinnigen, welche diesem Instrument im Rahmen einer
marktwirtschaftlichen Ordnung grosses Gewicht beimessen. *

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur
Abstimmung iiber die gednderte EU-Waffenrichtlinie im Mai. Dies, obwohl SGV-
Président Jean-Francois Rime (svp, FR) dem Referendumskomitee angehorte. Nachdem
der Verband anfanglich gegen eine Ubernahme der geanderten Richtlinie gewesen war,
hatte er in der Zwischenzeit eine Kehrtwende gemacht, wie die Aargauer Zeitung
festhielt: Erst war man der Meinung, dass die Vorlage das «Verhaltnismassigkeitsprinzip
in krasser Weise» verletze - etwa ging dem Verein bei Waffenbesitz die regelmassige
Uberpriifung der Vereinsmitgliedschaft zu weit -, doch dann habe sich das Parlament
des Gewerbeverbandes mit einer deutlichen Mehrheit Uber ihren Préasidenten
hinweggesetzt und sich fir die Ubernahme der Richtlinie ausgesprochen. Druck
gemacht hatten insbesondere die Tourismus- und Gastrobranchen: Diese beflirchteten
bei einer Nichtannahme den Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Verbund, was fir
den Tourismus gravierende Folgen gehabt héatte, weil dann etwa Reisende aus dem
asiatischen Raum bei einer Europareise fur die Schweiz ein separates Visum benoétigt
hatten. **

Wie der SGV gegenlber den Medien kommunizierte, hatte er bereits im Oktober 2019
die Nein-Parole zur Begrenzungsinitiative gefasst; im Juni 2020 bekraftigte er seine
Entscheidung, nachdem die Abstimmung aufgrund der Corona-Pandemie von Mai auf
September hatte verschoben werden mussen.

Schon im Herbst 2019 hatte der SGV mit einem laut eigenen Angaben drohenden
Fachkraftemangel argumentiert, der sich bei einer Annahme der Initiative verscharfen
wirde. Im Sommer 2020 fugte der Verband an, das Personenfreiztgigkeitsabkommen
mit der EU, dessen Kundigung bei einer Annahme der Initiative zur Debatte stiinde, sei
fir die Schweizer Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Dank diesem Abkommen
kénnten KMU «flexibel und unblrokratisch» auf den Fachkraftepool der EU
zuruckgreifen. Der SGV fuhrte als Dachverband der Schweizer KMU mit seinem
Gegenkomitee deshalb eine - wie er es nannte - «KMU-Kampagne gegen die
Begrenzungsinitiative», weil der Zugriff auf EU-Arbeitskréfte ein wichtiges Anliegen der
Unternehmen sei.

Wie die NZZ im Februar 2020 berichtete, befanden sich einige Vertreterinnen und
Vertreter der SVP, welche die Initiative zusammen mit der AUNS lanciert hatte, aufgrund
der Nein-Parole in der Zwickmihle. Sylvia Fllckiger-Bani (svp, AG), Vorstandsmitglied
des SGV, rdumte gegenlber der Zeitung ein, dass sie sich im Clinch befinde und
eigentlich die Initiative ihrer Partei unterstitzen méchte. Ferner liess Jean-Francois
Rime (svp, FR) verlauten, sich nicht im Abstimmungskampf engagieren zu wollen. Rime
bekleidete damals noch das Amt des SGV-Prasidenten. Urspringlich war vorgesehen,
dass Rime bis zum Zeitpunkt der Abstimmung im Mai 2020 sein Amt an seine
Nachfolgerin oder seinen Nachfolger Ubergeben haben wirde, da seine Amtszeit
regulér im Fruhling zu Ende gewesen ware. Wegen der Corona-Pandemie wurde jedoch
neben dem Abstimmungstermin auch die Neuwahl des SGV-Prasidiums auf den Herbst
verschoben. *
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Zweites wichtiges Kongressthema war die Diskussion Uber ein Papier der SGB-Leitung
zur européischen Integration. Die Delegierten dusserten sich vorwiegend positiv zu
einem Beitritt der Schweiz zur EG, knlpften daran allerdings einige Bedingungen im
sozialen Bereich. Es waren vor allem die Delegierten des SMUV und der GBH, welche
sich fur einen Beitritt einsetzten und den Vorstand zu einer rascheren Gangart
dréngten. Eine Delegiertenkonferenz des SMUV beschloss im November, die von einigen
Medienunternehmen lancierte  Volksinitiative fir ~ die  Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen mit der EG zu unterstitzen. *

Das Referendum der Lega und der SD gegen die bilateralen Vertréage mit der EU wurde
von den Gewerkschaften nicht unterstiitzt. Es bestanden zwar in den Reihen der
Gewerkschaften ernsthafte Beflrchtungen Uber Lohndumping nach der Einfihrung der
Freizigigkeit im Personenverkehr. Mit den vom Parlament beschlossenen
Begleitmassnahmen, welche insbesondere eine erleichterte
Allgemeinverbindlichkeitserklarung fur Gesamtarbeitsvertrége brachten, wurde diesen
Angsten aber weitgehend Rechnung getragen. Vor den Parlamentsverhandlungen hatte
die Gewerkschaft Bau und Industrie (GBI) beschlossen, die Vertrdge mit einem
Referendum zu bekampfen, falls diese Begleitmassnahmen nicht zu ihrer Zufriedenheit
ausfallen wirden. Spater doppelte der SGB nach, indem er unmittelbar vor Beginn der
Ratsdebatten bekannt gab, dass er sein Sekretariat mit der Vorbereitung der Kampagne
fur ein allfalliges Referendum beauftragt habe. *

Nachdem der SGB bereits wéhrend der parlamentarischen Beratungen im Herbst 1999
gedroht hatte, die bilateralen Vertrage mit der EU zu bekdmpfen, wenn die
arbeitsmarktlichen Begleitmassnahmen unbefriedigend ausfallen wirden, erneuerte er
seine Drohung im Berichtsjahr, als die Verhandlungen im Baugewerbe tber einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag ins Stocken gerieten. Nachdem die Situation dank der
Vermittlung durch Wirtschaftsminister Couchepin deblockiert war, und die
Vertragsverhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden konnten, gab der SGB die Ja-
Parole zu den Abkommen mit der EU aus. ¥/

Der SGB und der Arbeitnehmerdachverband Travail.Suisse und damit einhergehend
auch die grossen Gewerkschaften Unia, Syna und VPOD fassten im Februar 2020 die
Nein-Parole zur Begrenzungsinitiative, wie der SGB per Medienmitteilung
kommunizierte.

Die Initiative wolle den Lohnschutz aufweichen, die Arbeitsbedingungen verschlechtern
und die Schweiz isolieren, so die Hauptargumente der ablehnenden
Arbeitnehmerverbénde. VPOD-Prasidentin Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) betonte
zudem, flr migrantische Arbeitskrafte drohe sich bei einer Annahme der Initiative die
arbeitsrechtliche Situation besonders zu verschlechtern, da deren Rechte mit der
Initiative geschwacht und sie so leichter ausgebeutet werden kénnten.

Die Gewerkschaften kindigten mit der Parolenfassung ebenfalls eine grossangelegte
Gegenkampagne an, die sodann in den Medien thematisiert wurde. Wie die
Initiativgegnerinnen und -gegner bekannt gaben, planten sie, eine Abstimmungszeitung
in jeden Schweizer Haushalt verschicken zu wollen. Damit wirden die Gewerkschaften
auf ein «bevorzugtes Kampagneninstrument der SVP» setzen, konstatierte der Tages-
Anzeiger und titelte: «Gewerkschaften greifen SVP mit deren eigenen Mitteln an».
Aufgrund der Corona-Pandemie wurde die ursprunglich fur Mai vorgesehene
Abstimmung auf September verschoben, weshalb auch die Kampagne unterbrochen
wurde. Im Juni gab der SGB schliesslich bekannt, die Kampagne gegen die
Begrenzungsinitiative fortzufiihren. *
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